Antrag zur Stärkung der Transparenz bei Baurechtsänderungen
Es möge der Parteitag des SPD Stadtverbandes Hannover folgenden Beschluss fassen und diesen an die SPD-Ratsfraktion weiterleiten: 

„Die SPD setzt sich dafür ein, dass die Landeshauptstadt Hannover bei allen Drucksachen, die den Bereich Bauen und Stadtentwicklung betreffen, die voraussichtlichen Verkehrswertänderungen der betroffenen Grundstücke und Gebäude für den jeweiligen Bereich automatisch und unaufgefordert mit angibt.“

Begründung:

Im Bauplanungsrecht haben Änderungen von Bauleitplänen, insbesondere Änderungen von Bebauungsplänen im Regelfall nicht unerhebliche Auswirkungen auf den Verkehrswert der betroffenen Grundstücke und Gebäude. 
Um der ehrenamtlichen Politik im Rat und in den Bezirksräten sowie der Bevölkerung der Landeshauptstadt eine bessere Einschätzung zu ermöglichen, welche Auflagen oder Bedingungen etwa im sozialen oder im ökologischen Bereich mit der Baurechtsänderung verbunden und zugemutet werden können, ist die möglichst konkrete Angabe der Auswirkung der Änderungen auf die Verkehrswerte der Grundstücke und -gebäude sinnvoll und geboten. 

